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Bescheid 
Die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR-GmbH) hat am 01.06.2026 über die am 
12.01.2026 von Herrn XXXX (Firma: XXXX - XXXX), XXXX, XXXX, gegen die Marktgemeinde XXXX 
XXXX, XXXX, XXXX, eingebrachten Anträge beschlossen: 

I. Spruch 

1 Vertragsersetzende Anordnung 
Gemäß §§ 51, 54, 78, 194 Abs 1 Telekommunikationsgesetz 2021, BGBl I 2021/190 idgF (im 
Folgenden „TKG 2021”), wird nachstehende vertragsersetzende Anordnung erlassen: 

1.1 Gegenstand dieser Anordnung ist die Einräumung eines unentgeltlichen Leitungsrechts 
iSd §§ 51 Abs 1 iVm 76 TKG 2021 für Herrn XXXX (= Antragsteller) gegenüber der 
Marktgemeinde XXXX (= Antragsgegnerin) an deren Grundstück KG XXXX XXXX, Nr XXXX. Auf 
besagtem Grundstück ist dem Antragsteller die Errichtung, der Betrieb sowie die Erhaltung 
des in Pkt 1.2 beschriebenen und weiter unten (mit Punkt „2“) lagemäßig skizzierten 
Verteilerschranks gestattet. 

1.2 Der Normsockel (Fundamentierung) des Verteilerschranks darf 60 bis 70 cm tief in den 
Erdboden reichen; der Schrank darf von der Geländeoberkante (Straßenoberfläche) an 
gerechnet 2 m hoch sein. Die Gesamthöhe des Schrankes wird sich sohin auf 2,6 bis 2,7 m 
belaufen. Der Schrank darf ferner eine Breite von 90 cm sowie eine räumliche Tiefe von 45 cm 
haben. 

1.3 Sollte aufgrund einer von der Antragsgegnerin geplanten (baulichen) Verfügung eine 
Entfernung, Änderung oder Verlegung der Kommunikationsanlage erforderlich werden, so 
obliegt es dem Antragsteller – nach ordnungsgemäßer Verständigung durch die 
Antragsgegnerin von der beabsichtigten Verfügung binnen angemessener Frist – die 
erforderlichen Vorkehrungen auf eigene Kosten durchzuführen. Die Parteien werden im 
Sinne des § 75 TKG 2021 auf eine einvernehmliche kostengünstige Lösung hinwirken. 
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1.4 Der Antragsteller wird die Antragsgegnerin für sämtliche Nachteile, die aus mit dem 
Leitungsrecht zusammenhängenden Ansprüchen Dritter resultieren sollten, schad- und 
klaglos halten und haftet der Antragsgegnerin ohne Rücksicht auf Verschulden für alle 
Schäden, die ihr durch die Inanspruchnahme und Ausübung des angeordneten 
Leitungsrechts entstanden sind, soweit sie den Schaden nicht selbst schuldhaft verursacht 
hat. 

XXXX 

2 Abweisung 
Der Antrag auf vertragsersetzende Anordnung eines Leitungsrechts für die Anbringung eines 
neben dem in Spruchpunkt 1.1 angeführten Verteilerschrank zu positionierenden Blitzschutz- 
und Beleuchtungsmasten samt Photovoltaikpaneel wird gemäß § 52 Abs 1 TKG 2021 in 
Verbindung mit § 51 Abs 1 TKG 2021 abgewiesen. 

3 Zurückweisung des standortrechtlichen Antrags 

Der Antrag auf vertragsersetzende Anordnung eines Standortrechts am Grundstück KG XXXX 
XXXX, Nr XXXX, wird gemäß § 78 Abs 4 TKG 2021 wegen Bestehens eines einschlägigen 
Vertragsverhältnisses zurückgewiesen. 
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II. Begründung 

1 Gang des Verfahrens 

Am 12.01.2026 langten bei der RTR-GmbH an die Telekom-Control-Kommission gerichtete, 
in einem gemeinsamen E-Mail enthaltene Anträge des Einzelunternehmers XXXX gegen die 
Marktgemeinde XXXX auf vertragsersetzende Anordnung eines Standortrechts am 
Grundstück KG XXXX XXXX, Nr XXXX, sowie eines Leitungsrechts für die Aufstellung eines 
Verteilerschranks samt Licht- und Blitzschutzmast auf einer näher bezeichneten Straße im 
Ortsteil XXXX ein (ON 1). Da die Behandlung der Anträge gemäß §§ 194 Abs 1, 198 TKG 2021 
in den Zuständigkeitsbereich der RTR-GmbH (und nicht in jenen der Telekom-Control-
Kommission) fällt, wurden die Anträge gemäß § 6 AVG an die RTR-GmbH weitergeleitet. 

In der am 04.02.2026 durchgeführten Schlichtungsverhandlung (ON 8) konnte kein 
Einvernehmen hergestellt werden. 

Der Antrag, das Schlichtungsverhandlungsprotokoll und die zwei am 16.02.2026 bei der 
Regulierungsbehörde eingelangten – vorangegangene Verhandlungsversuche mit der 
Antragsgegnerin betreffenden – Sachverhaltsschilderungen des Antragstellers (ON 8, ON 9) 
wurden der Antragsgegnerin unter Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 78 Abs 2 TKG 2021 mit 
Schreiben vom 18.02.2026 zugestellt (ON 12). 

Die Antragsgegnerin erhob mit E-Mails vom 03.03. und 06.03.2026 Einwendungen (ON 14, 
ON 16). Bezüglich der vom Antragsteller beabsichtigten Anbringung eines Licht- und 
Blitzschutzmasten brachte die Antragsgegnerin auszugsweise vor, „Der erforderliche 
Blitzschutz des Verteilerschrankes kann durch einen unterirdisch verlegten Erdungsdraht 
bewerkstelligt werden. Der Haltestellenbereich ist auf beiden Straßenseiten mit einer 10 cm 
erhöhten Gehsteigkante gesichert und befindet sich im Ortsgebiet von XXXX (erlaubte 
Geschwindigkeit 50 km/h der vorbeifahrenden Fahrzeuge). Es handelt sich hierbei um eine 
Gemeindestraße. Auf Gemeindestraßen sind Beleuchtungsmasten mit einer maximalen Höhe 
von 4,5 m zulässig. […] im Zuge der Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED im 
Gemeindegebiet von XXXX XXXX  im Jahr 2020 wurde ein einheitliches System basierend auf 
den entsprechenden Normen und Vorschriften für die Beleuchtungskörper festgelegt, um 
einerseits den Lagerbestand gering halten zu können und andererseits bei zukünftigen 
Erweiterungen auf dementsprechende Standardgrößen zurückgreifen zu können.“ 

Mit Schreiben vom 25.03.2026 konkretisierte der Antragsteller über Aufforderung der 
Regulierungsbehörde den Aufstellungsort (im Antrag und der diesem zugrundeliegenden 
Nachfrage waren zwei alternative Stellen angegeben) sowie die Verlegetiefe des 
Kastenfundaments (ON 23). 
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2 Festgestellter Sachverhalt 
Der Antragsteller plant zwecks Erweiterung seines dem öffentlichen Anbieten von 
Internetzugangs- und Telefondiensten gewidmeten Kommunikationsnetzes die Errichtung 
eines Antennentragemasten auf dem Grundstück KG XXXX XXXX, Nr XXXX, sowie die 
Aufstellung eines Verteilerschranks (mit den in der vertragsersetzenden Regelung im 
Spruchteil 1 angeführten Maßen) samt zumindest 10 m hohem Licht- und Blitzschutzmast auf 
dem im B-Blatt des Grundbuchkörpers als „öffentliches Gut“ der Antragsgegnerin 
bezeichneten Grundstück KG XXXX XXXX, Nr XXXX (ON 1, ON 8, ON 23, ON 24, ON 34). 

Der Antragsteller sandte der Antragsgegnerin am 30.09.2024 ein E-Mail zu, dem zwei 
Nachfrageschreiben mit den technischen Eckdaten und Planskizzen der soeben genannten 
physischen Infrastrukturen angehängt waren. Das E-Mail ist noch am selben Tag bei der 
Antragsgegnerin (Gemeindeamt) eingelangt und wurde von der Antragsgegnerin, wie sich 
aus der dem Antrag beigelegten Lesebestätigung mit der Betreffzeile „Gelesen: 
Einreichungen Straßenkasten mit Masten und Gittermasten XXXX, XXXX XXXX - XXXX XXXX 
XXXX“ ergibt, spätestens am 01.10.2024 zur Kenntnis genommen. Danach wurde zwischen 
den Parteien weiter über das Ausbauvorhaben des Antragstellers kommuniziert. Die vom 
Antragsteller geplante Verteilerschrank- und Lichtmastenmontage wurde von der 
Antragsgegnerin mit elektronisch signiertem und dem Antragsteller am 28.10.2024 – als RSb-
Sendung – zugestelltem Brief vom 23.10.2024 unter Verweis auf örtliche Alternativen 
abgelehnt; bislang ist keine Einigung erzielt worden. Am 02.08.2025 erbat der Antragsteller 
via E-Mail an die Gemeindeamtsadresse der Antragsgegnerin erneut die Einräumung der von 
ihm gewünschten Infrastrukturrechte (ON 1, ON 8, ON 38). 

Hinsichtlich der vom Antragsteller beabsichtigten Errichtung eines Antennentragemasten auf 
dem Grundstück KG XXXX XXXX, Nr XXXX, wurde bereits am 05.02.2020 eine Vereinbarung 
getroffen, die in einer auf denselben Tag datierten zweiseitigen Urkunde mit dem Titel 
„Bestandsvertrag“ verschriftlicht worden ist. Darin gestattet die Antragsgegnerin dem 
Antragsteller die Installation, die Wartung, den Betrieb und die „Befestigung“ von im 
TKG 2003 „geregelt“ gewesenen Funkanlagen an einer hiefür architektonisch und unter 
Beachtung von Sicherheitsabständen zum dortigen Wasserbehälter geeigneten, von der 
Antragsgegnerin festzulegenden Stelle. Eine Befristung wird in der Vereinbarung nicht 
vorgesehen; die Parteien einigten sich lediglich auf eine auflösende Bedingung, nach der der 
Vertrag automatisch endet, „wenn technische Gründe den weiteren Betrieb der Anlage 
behindern oder die betriebliche Notwendigkeit zu Nutzung entfällt.“. Ferner wird ausdrücklich 
in den Schlussbestimmungen festgehalten, „Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages 
bedürfen der Schriftform. Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht.“ Eine 
Änderung der Vereinbarung konnte nicht festgestellt werden (ON 1). 
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Das Feuerwehrhaus XXXX („FF XXXX“) an der Adresse XXXX XXXX XXXX, XXXX XXXX, steht auf 
einem anderen – sohin nicht verfahrensrelevanten – Grundstück als der oben genannte 
Wasserbehälter (ON 1, ON 8, unbestritten). 

3 Beweiswürdigung 

Die Feststellungen ergeben sich aus den jeweils in Klammern angeführten unbedenklichen 
Beweismitteln bzw sind amtsbekannt respektive unstrittig iSd § 78 Abs 2 TKG 2021. 

Das postalische Zustelldatum des mit 23.10.2024 datierten Ablehnungsschreibens der 
Antragsgegnerin ergibt sich aus dem von der Behörde für zeitlich plausibel erachteten 
Rückschein (ON 38); zwischen dem im Schreiben angeführten Datum, dh dem 23.10.2024, 
und dem Zustelldatum, dh dem 28.10.2024, liegen vier Kalendertage, von denen zwei 
Werktage sind. Die vom Antragsteller relevierte fehlende Nennung der aus dem Rückschein 
ersichtlichen Geschäftszahl/Identifikationsnummer in besagtem Schreiben ist für sich 
genommen nicht geeignet, diesen Schluss in Zweifel zu ziehen, zumal der Antragsteller nicht 
dargelegt hat, am 28.10.2024 ein anderes Schriftstück von der Antragsgegnerin erhalten zu 
haben, dem der interessierende Rückschein zuzuordnen wäre. Feststellungen zum allfälligen 
Eingang eines von der Antragsgegnerin an den Antragsteller versandten E-Mails mit gleichem 
Inhalt sind insofern entbehrlich. 

Die Echtheit der in ON 1 enthaltenen „Bestandsvertrag“-Urkunde, in der dem Antragsteller 
unmissverständlich die Montage sowie der Betrieb von Funkanlagen auf dem Grundstück 
KG XXXX XXXX, Nr XXXX, gestattet wird, wurde ferner von keiner Partei bestritten. Eine 
Abänderung des oben festgestellten Schriftformerfordernisses oder der sonstigen Punkte der 
Vereinbarung wurde im gesamten Verfahren nicht behauptet und lässt sich ebenso wenig 
aus den Angaben der Parteien unmittelbar ableiten. Weitere Erhebungen zur Thematik des 
besagten Vertragsinhalts waren somit weder sinnvoll noch notwendig. 

4 Rechtliche Beurteilung 

4.1 Gesetzliche Regelungen 

§ 4 Z 51 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet: 

„51. ‚Kommunikationslinie’ unter- oder oberirdisch geführte Übertragungswege 
(Kommunikationsanlagen) einschließlich deren Zubehör wie Schalt-, Verstärker- oder 
Verzweigungseinrichtungen, Stromzuführungen, Verkabelungen in Gebäuden, Masten, 
Antennen, Türme und andere Trägerstrukturen, Leitungsrohre, Leerrohre, Kabelschächte, 
Einstiegsschächte und Verteilerkästen;“ 

 

§ 51 Abs 1 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet auszugsweise: 
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„(1) Leitungsrechte umfassen unbeschadet der nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften zu 
erfüllenden Verpflichtungen das Recht 

1. zur Errichtung und Erhaltung von Kommunikationslinien mit Ausnahme der Errichtung von 
Antennentragemasten, 

2. zur Errichtung und Erhaltung von Leitungsstützpunkten, Vermittlungseinrichtungen und 
sonstigen Leitungsobjekten oder anderem Zubehör, 

3. zur Einführung, Führung und Durchleitung von Kabelleitungen (insbesondere Glasfaser und 
Drahtleitungen) sowie zu deren Erhaltung in Gebäuden, in Gebäudeteilen (insbesondere in 
Kabelschächten und sonstigen Einrichtungen zur Verlegung von Kabeln) und sonstigen 
Baulichkeiten, 

4. zum Betrieb, der Erweiterung und Erneuerung der unter Z 1, 2, 3 und 5 angeführten 
Anlagen, sofern dies ohne dauerhaften physischen Eingriff erfolgt, 

[...]“ 

 

§ 54 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet: 

„(1) Bereitsteller eines Kommunikationsnetzes sind berechtigt, Leitungsrechte nach § 51 
Abs. 1 an öffentlichem Gut, wie Straßen, Fußwegen oder öffentlichen Plätzen und dem 
darüber liegenden Luftraum, unentgeltlich und ohne gesonderte Bewilligung nach diesem 
Gesetz in Anspruch zu nehmen. 

(2) Unentgeltlichkeit im Sinne des Abs. 1 betrifft nicht 

1. die rechtlichen Grundlagen der Einhebung von Abgaben, sofern diese bereits am 
1. August 1997 bestanden haben; 

2. den Ersatz des vom Belasteten wegen des geltend gemachten Leitungsrechts tatsächlich 
getragenen Aufwands im nachgewiesenen Umfang und 

3. die Beteiligung am Ersatz der tatsächlichen Aufwendungen des 
Mitbenutzungsverpflichteten, insbesondere der Errichtungs- und Betriebskosten für die 
mitbenutzte Anlage. 

(3) Werden Leitungsrechte nach dieser Bestimmung in Anspruch genommen, hat der 
Leitungsberechtigte dem Verwalter des öffentlichen Gutes das beabsichtigte Vorhaben unter 
Beigabe einer Planskizze schriftlich und nachweislich bekannt zu geben. Hat der Verwalter des 
öffentlichen Gutes gegen das Vorhaben Einwendungen, so hat er diese dem 
Leitungsberechtigten binnen vier Wochen nach Einlangen der Verständigung schriftlich die 
Gründe darzulegen und einen Alternativvorschlag zu unterbreiten, widrigenfalls das 
Leitungsrecht im bekannt gemachten Umfang entsteht. 

(4) Werden Einwendungen erhoben und kommt zwischen dem Leitungsberechtigten und dem 
Verwalter des öffentlichen Gutes binnen einer Frist von vier Wochen ab der Bekanntmachung 
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des Vorhabens nach Abs. 3 keine Vereinbarung über die Ausübung des Leitungsrechts 
zustande, kann jeder der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehörde beantragen. 
Ebenso kann jeder der Beteiligten bei der Regulierungsbehörde die Feststellung beantragen, 
ob und in welchem Umfang ein Leitungsrecht gemäß Abs. 1 und Abs. 3 besteht.“ 

 

§ 59 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet: 

„(1) Standorte im Sinne dieser Bestimmung sind Antennentragemasten samt allen vor Ort 
erforderlichen Einrichtungen, die unabhängig von der eingesetzten Technologie für den 
technischen Betrieb erforderlich sind. Bereitsteller eines öffentlichen Kommunikationsnetzes, 
soweit dieses der Erbringung von nummerngebundenen interpersonellen 
Kommunikationsdiensten dient, sind berechtigt, zu diesem Zweck Standortrechte zur 
Errichtung, zum Betrieb, zur Erhaltung, Erneuerung und Erweiterung von Standorten an 
Liegenschaften, die unmittelbar oder mittelbar im ausschließlichen Eigentum einer 
Gebietskörperschaft stehen, in Anspruch zu nehmen, wenn öffentliche Rücksichten nicht im 
Wege stehen und 

1. die widmungsgemäße Verwendung der Liegenschaft durch diese Nutzung nicht oder nur 
unwesentlich dauernd eingeschränkt wird und 

2. eine Mitbenutzung nach § 64 auf der Liegenschaft nicht möglich oder nicht tunlich ist. 

(2) Für Standortrechte nach Abs. 1 gilt § 75 mit der Maßgabe, dass der Eigentümer dem 
Berechtigten einen adäquaten Ersatzstandort anzubieten hat, sofern dies technisch oder 
wirtschaftlich zumutbar ist. 

(3) Dem gemäß Abs. 1 belasteten Grundeigentümer ist eine der Wertminderung durch das 
Standortrecht entsprechende Abgeltung zu bezahlen. 

(4) Wird ein Standortrecht nach dieser Bestimmung in Anspruch genommen, hat der 
Berechtigte dem Eigentümer das beabsichtigte Vorhaben unter Beigabe einer Planskizze 
schriftlich und nachweislich bekanntzumachen und diesem eine Abgeltung gemäß Abs. 3 
anzubieten. 

(5) Kommt zwischen dem Berechtigten und dem Eigentümer binnen einer Frist von vier 
Wochen ab der Bekanntmachung des Vorhabens nach Abs. 4 keine Vereinbarung über das 
Standortrecht zustande, kann jeder der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehörde 
beantragen. 

(6) Für Standortrechte ist § 56 sinngemäß anzuwenden.“ 

 

§ 78 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet: 

„(1) Wird ein Antrag nach §§ 52 bis 75 an die Regulierungsbehörde gerichtet, ist ein 
Streitschlichtungsverfahren durchzuführen, sofern nicht alle Verfahrensparteien auf die 
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Durchführung dieses Verfahrens ausdrücklich verzichten. Wird binnen vier Wochen eine 
einvernehmliche Lösung herbeigeführt, ist das Verfahren bei der Regulierungsbehörde 
einzustellen. 

(2) Wird keine einvernehmliche Lösung gemäß Abs. 1 hergestellt, hat die Regulierungsbehörde 
dem Antragsgegner unverzüglich nach Ablauf der Frist gemäß Abs. 1 schriftlich und 
nachweislich die Gelegenheit zu geben, binnen zweier Wochen Vorbringen zum Antrag zu 
erstatten, Beweismittel vorzulegen und Anträge zu stellen. Auf begründeten Antrag kann die 
Regulierungsbehörde diese Frist erforderlichenfalls um längstens weitere zwei Wochen 
verlängern. In ihrer Entscheidung hat die Regulierungsbehörde nur fristgerechtes Vorbringen 
sowie fristgerechte Beweismittel und Anträge zu berücksichtigen. Auf diese Rechtsfolge ist in 
der Aufforderung zur Stellungnahme ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) Änderungen des verfahrenseinleitenden Antrages sind unzulässig. 

(4) Die Parteien sind verpflichtet, am Streitschlichtungsverfahren gemäß Abs. 1 und am 
Verfahren gemäß Abs. 2 mitzuwirken und alle zur Beurteilung der Sachlage erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen sowie erforderliche Unterlagen vorzulegen. Die Regulierungsbehörde 
hat in Verfahren nach §§ 52 bis 75 unverzüglich, längstens aber binnen sechs Wochen nach 
dem Ablauf der Frist gemäß Abs. 2 zu entscheiden. Die Entscheidung ersetzt eine zu treffende 
Vereinbarung. 

(5) Die Kosten für die einem nichtamtlichen Sachverständigen zustehenden Gebühren sind 
vom Berechtigten zu tragen. Diese Kosten können in angemessenem Verhältnis geteilt 
werden, wenn dies der Billigkeit entspricht.“ 

 

§ 194 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet auszugsweise: 

„(1) Die RTR-GmbH hat sämtliche Aufgaben, die durch dieses Bundesgesetz und durch die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen der Regulierungsbehörde übertragen sind, 
wahrzunehmen, sofern hiefür nicht die Telekom-Control-Kommission oder die KommAustria 
zuständig ist. 

[…]“ 

4.2 Zuständigkeit der RTR-GmbH und Zulässigkeit 

Gemäß § 194 Abs 1 TKG 2021 ist die RTR-GmbH zur Entscheidung über leitungs- und 
standortrechtliche Anträge nach den §§ 52 ff iVm 78 TKG 2021 zuständig. 

Auf Grundlage des festgestellten Sachverhaltes ist der einzelunternehmerisch tätige 
Antragsteller jedenfalls als Bereitsteller eines öffentlichen Kommunikationsnetzes iSd § 4 
Z 9 und 16 TKG 2021 einzuordnen. Der Antragsteller übermittelte der Antragsgegnerin 
rechtskonforme Nachfragen, die ihr weit früher als vier Wochen vor Antragseinbringung 
zugingen. 
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In Bezug auf das begehrte Standortrecht iSd § 59 Abs 1 TKG 2021 liegt allerdings – anders als 
für die vom Antragsteller beabsichtigte Verteilerkasten- und Lichtmastenmontage qua 
Leitungsrecht – bereits ein einschlägiger Vertrag vor, weshalb nur über den 
Leitungsrechtsantrag inhaltlich abzusprechen ist (siehe Pkt 4.3 und 4.4), während der 
standortrechtliche Antrag zurückzuweisen ist (siehe Pkt 4.5). 

4.3 Zur vertragsersetzenden Regelung in Spruchpunkt 1 

Einleitend ist auf die festgestellte Ersichtlichmachung des Grundstücks KG XXXX XXXX XXXX, 
Nr XXXX, als „öffentliches Gut“ der Antragsgegnerin hinzuweisen: 

Im Eigentum einer Gebietskörperschaft stehende Wege oder Straßen gehören zum 
öffentlichen Gut dieser Gebietskörperschaft, sofern sie dem Gemeingebrauch gewidmet sind 
(zB Krzizek, Das öffentliche Wegerecht (1967), 59f; OGH 29.01.2002, 1 Ob 268/01w). Die 
Aufnahme des öffentlichen Gutes in das Grundbuch ist nicht Voraussetzung für das Bestehen 
von Gemeingebrauch; umgekehrt begründet die Aufnahme eines Grundstücks „als 
öffentliches Gut“ in das Grundbuch die widerlegbare Vermutung des Vorliegens von 
Gemeingebrauch (vgl OGH 13.06.1979, 1 Ob 7/79; 31.03.2003, 5 Ob 44/03m; 11.06.2008, 
7 Ob 36/08g; Rassi, Grundbuchsrecht3 Rz 4.38). Da für eine solche Widerlegung keine 
Anhaltspunkte vorliegen, ist das eingangs genannte Grundstück zwanglos als öffentliches Gut 
zu qualifizieren. 

Die via E-Mail versandte leitungsrechtliche Nachfrage ist der Antragsgegnerin frühestens am 
Montag, den 30.09.2024, und spätestens am Dienstag, den 01.10.2024, zugegangen (zum 
rechtlich relevanten Zugang elektronisch versandter Erklärungen siehe OGH 31.08.2018, 
6 Ob 152/18y). Das begründete Ablehnungsschreiben der Antragsgegnerin ist dem 
Antragsteller am 28.10.2024, dh genau am letzten Tag der Vierwochenfrist iSd § 54 Abs 3 
TKG 2021, zugegangen. Das nachgefragte Leitungsrecht konnte somit nicht nach § 54 Abs 3 
TKG 2021 durch Ablauf der für die Ablehnung des Vorhabens normierten Vierwochenfrist 
entstehen. Sohin ist vorliegend über die Frage der Einräumung des nachgefragten 
Leitungsrechts zu entscheiden. 

Nachdem § 54 TKG 2021 keine Ablehnungsgründe vorsieht, war das Leitungsrecht für die 
Anbringung des in Spruchpunkt 1 genannten Verteilerschrankes antragsgemäß einzuräumen. 
Die Punkte 1.3 sowie 1.4 in Spruchpunkt 1 entstammen der regulierungsbehördlichen 
Spruchpraxis. 

4.4 Zur Abweisung in Spruchpunkt 2 

Die Aufstellung des vom Antragsteller beschriebenen, mindestens zehn Meter hohen Masten 
für Beleuchtung und Blitzableitung (ON 1, ON 8) fällt nicht unter den Begriff der 
Kommunikationslinie iSd §§ 4 Z 51 und 51 Abs 1 Z 1 TKG 2021 und ist ebenso wenig als 
sonstiges Leitungsobjekt oder -zubehör iSd § 51 Abs 1 Z 2 TKG 2021 zu qualifizieren. Der 
Antragsteller konnte nicht darlegen, weshalb dessen Aufstellung am begehrten Ort aus 
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kommunikations-/nachrichtentechnischen Gründen zwingend notwendig oder in einem 
Ausmaß üblich sei, das mit dem Betrieb von Telekommunikationsnetzen vertrauten Personen 
keine Zweifel über die Einstufung als Kommunikationsinfrastruktur aufkommen lässt. Daher 
verneint die Regulierungsbehörde die Einstufung des beschriebenen Masten als Teil eines 
Telekommunikationsnetzes iSd eingangs genannten Bestimmungen. Der leitungsrechtliche 
Antrag war insoweit abzuweisen. 

4.5 Zur Zurückweisung in Spruchpunkt 3 

Über das begehrte Standortrecht besteht bereits eine vertragliche Vereinbarung, welche den 
Feststellungen nach keine Größenlimitierung für Funkanlagen samt 
Befestigungskomponenten, wie zB einem Antennentragemast, enthält. 

Für die Annahme, der Vertrag sei aufgrund seiner auflösenden Bedingung („wenn technische 
Gründe den weiteren Betrieb der Anlage behindern […]“) bereits aufgehoben, reichen schon 
die von der Antragsgegnerin gemachten Angaben („Der in die Jahre gekommene 
Hochbehälter XXXX muss in naher Zukunft generalsaniert und vergrößert werden, da von 
dieser Behälteranlage mittlerweile 600 Haushalte versorgt werden. Außerdem muss laut 
Gefahrenabwehr und Entwicklungsplanung auf diesem Grundstück ein Löschwasserbehälter 
mit 100 m³ für den Pflichtbereich der FF XXXX errichtet werden, da das vorhandene 
Trinkwassernetz im Feuerlöschfall zu wenig Wasser liefert […]“) nicht hin. Daraus geht nämlich 
nicht hervor, ob die Antragsgegnerin tatsächlich in absehbarer Zeit konkrete Bauprojekte 
umzusetzen beabsichtigt, und, warum die vom Antragsteller geplante Aufstellung eines 
Antennentragemasten die Antragsgegnerin an einer – wann immer stattfindenden – 
Durchführung der soeben genannten Instandsetzungs- und Errichtungsarbeiten zwangsläufig 
hindere. Zudem haben sich weder der Antragsteller noch die Antragsgegnerin ausdrücklich 
auf besagte Beendigungsklausel berufen. 

Der korrespondierende Antrag war sohin mangels vertragsfreien Raums zurückzuweisen. 

4.6 Abschließender Hinweis 

Das angeordnete Leitungsrecht regelt lediglich das zivilrechtliche Rechtsverhältnis der 
Parteien, „unbeschadet der nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften zu erfüllenden 
Verpflichtungen“. Nach anderen Rechtsmaterien gegebenenfalls erforderliche 
verwaltungsrechtliche Bewilligungen und Bestätigungen, zB nach Elektrotechnikvorschriften, 
StVO, oÄ, sind zusätzlich einzuholen. 
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III. Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Bescheid steht den Parteien dieses Verfahrens gemäß § 200 Abs 7 TKG 2021 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (§ 9 VwGVG, BGBl I 
2013/33 idgF) offen, wobei vor Einbringung der Beschwerde eine Eingabegebühr in der Höhe 
von 50,- EUR unter Angabe des Verwendungszwecks an das Finanzamt Österreich, 
Dienststelle Sonderzuständigkeiten, zu entrichten und die Entrichtung der Gebühr bei 
Einbringung der Beschwerde nachzuweisen ist (§ 2 VwG-EGebV, BGBl II 2014/387 idgF). Die 
Beschwerde ist binnen vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides bei der Behörde, die 
den Bescheid erlassen hat, einzubringen. 

 
 

 

 

Wien, am 01.06.2026 

Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH  

 

Dr. Klaus M. Steinmaurer, MBA  
Geschäftsführer Fachbereich Telekommunikation und Post 
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